
Als Sigmar Gabriel letzten Dienstag
zum Antrittsbesuch bei der EU-
Kommission vorfuhr, strotzte er

vor Kraft. Die Haare frisch nach hinten
gekämmt, stieg er aus einem Kleinbus und
legte los: Die Kommission nutze das Wett-
bewerbsrecht, „um die nationale Energie-
politik auszuhebeln“, schimpfte er. Dieses
Vorgehen sei „im Kern tricky“, befand
der frisch gekürte Superminister für Wirt-
schaft und Energie.

Das eigentliche Ziel seines Frontal -
angriffs jedoch war die Klimapolitik: Da
kanzelte er die Kommission ab, sie habe
es nicht geschafft, den Emissionshandel
mit CO2-Zertifikaten am Leben zu erhal-
ten, das wohl wichtigste Instrument der
Europäer zur Reduzierung des Treibhaus-
gasausstoßes. 

In Brüssel sorgte der Auftritt für hoch-
gezogene Augenbrauen. Ausgerechnet
ein deutscher Politiker wirft der EU vor,
das am Boden liegende Emissionshandels-
system nicht retten zu wollen? Keine Vier-
telstunde war der SPD-Chef im Macht-
zentrum Europas, da hatte er schon eine
Menge Beamte und Parlamentarier gegen
sich aufgebracht. Schließlich war es gera-
de die deutsche Regierung, die vergange-
nes Jahr einen Wiederbelebungsversuch
des Emissionshandels verhindert hatte. 

Gabriel verfolgt mit seinem plötzlichen
Interesse am Klimaschutz ein klares Ziel.
Allerdings geht es ihm dabei weniger um
das Weltklima als um die steil steigenden
Strompreise in Deutschland. Der Vize-
kanzler weiß, dass er daran gemessen
werden wird, ob er die Kostenexplosion
in den Griff bekommt. Und für die ist
 unter anderem der von der EU verfügte
Emissionshandel mit ausschlaggebend.

Denn für jede Tonne Kohlendioxid, die
von Industrieanlagen ausgestoßen wird,
müssen die Betreiber Emissionsrechte
vorweisen. Deren Preis liegt derzeit am
Boden – unter anderem weil Europas kri-
selnde Wirtschaft weniger Verschmut-
zungsrechte nachfragt. 

Das hat paradoxe Folgen: Weil die Zer-
tifikate so billig zu haben sind, werden
dreckige Braunkohlemeiler besonders
profitabel. Sie laufen auf Hochtouren, lie-
fern viel Strom und drücken damit die

Preise an der Energiebörse. Das aber
macht den Strom für die Endkunden teu-
er: Jeder Stromkunde bezahlt über die
sogenannte EEG-Umlage den Ausbau der
erneuerbaren Energien mit. Die Höhe der
Umlage aber berechnet sich aus der Dif-
ferenz zwischen dem immer noch teuren
Erzeugungspreis von Wind- oder Solar-
energie und dem Strompreis an der Börse.
Je niedriger der Handelspreis, desto grö-
ßer die Differenz – und umso höher die
Umlage. Gabriels erklärtes Ziel ist es des-
halb, die Emissionshandelspreise wieder
nach oben zu drücken – so dass die Preise
an der Börse steigen und der Ökostrom-
Aufpreis für die Kunden sinkt. 

Damit begibt sich der Energieminister
gleich zu Beginn seiner Amtszeit auf
 vermintes Gelände. Denn über den rich-
tigen Weg in Sachen Energiepolitik strei-
ten sich nicht nur Berlin und Brüssel,
nicht nur die SPD und ihr Koalitionspart-
ner CDU/CSU. Auch aus der eigenen
 Partei droht Widerstand. Wenn die Vor-
gaben aus Brüssel dem eigenen Wirt-
schaftsstandort gefährlich werden, ma-
chen die Bundesländer mobil.
Das zeigte sich vergange -
nes Jahr, als die Europa -
parlamentarier über einen
ersten Rettungsversuch für
den Emissionshandel ab-
stimmten. Beim sogenann-
ten Backloading sollten 900
Millionen CO2-Zertifikate
vorübergehend aus dem
Markt genommen werden,
um den Preis zu stützen.

Damals stellte sich nicht
nur das von Philipp Rösler
(FDP) geführte Bundeswirt-
schaftsministerium quer. Wi-
derstand kam auch von der
nordrhein-westfälischen Lan-

deschefin Hannelore Kraft (SPD). Die ließ
ihren Wirtschaftsminister einen Brief an
die EU-Parlamentarier des Bundeslandes
schicken. Das Backloading treibe die Prei-
se „künstlich hoch“. NRW sei aber „Stand-
ort für die energieintensive Industrie und
soll es auch bleiben“. Das Emissionshan-
delssystem solle deshalb „bis 2020 in die-
ser Form unverändert erhalten bleiben“.
Genau das will Gabriel nicht – und setzte
ein erstes Signal. Vor vier Wochen stimm-
ten alle EU-Staaten, auch Deutschland,
dem zweiten Backloading-Anlauf zu.

Der neue Wirtschaftsminister hat eine
wichtige Verbündete in Brüssel: die für
Klimaschutz zuständige EU-Kommissarin
Conni Hedegaard. Die will am 22. Januar
nachlegen und ihre anspruchsvollen Ziele
für den EU-Klimaschutz bis zum Jahr
2030 vorstellen. Das klimaschädliche Koh-
lendioxid soll um 40 Prozent gegenüber
1990 reduziert werden. Um das zu errei-
chen, schlägt Hedegaard ein ganzes Bün-
del von Maßnahmen vor. So soll der Emis-
sionshandel über das Jahr 2020 hinaus in
der EU verankert werden. 

Gleichzeitig soll die Zahl
der Verschmutzungsrechte
beschleunigt abgebaut und,
abhängig von der konjunktu-
rellen Entwicklung, schwan-
ken können. Wenn es wirt-
schaftlich in Europa nicht so
gut läuft und die Industrie
weniger Zertifikate braucht,
sollen sie aus dem Verkehr
gezogen werden können, um
bei Bedarf wieder hervorge-
holt zu werden. Damit zieht
Hedegaard eine Lehre aus
den vergangenen Jahren. 

Werden die Pläne der Dä-
nin verwirklicht, würde bei-
spielsweise der Betrieb von
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Stramme 
Ökoziele

Wirtschaftsminister Gabriel muss
die Stromkosten senken. 

Deshalb steigt sein Interesse am
Klimaschutz – auch 

zum Ärger seiner Partei.



Kohlekraftwerken deutlich teurer. Kohle-
kraftwerke hätten es schwer. „Klima-
schutz ist zurück auf der Agenda“, jubelt
die Kommissarin im kleinen Kreis. 

Allerdings sind die Widerstände selbst
in der Kommission groß. Der deutsche
Energiekommissar Günther Oettinger
und Industriekommissar Antonio Tajani
wollen ein weniger anspruchsvolles Ein-
sparziel von 35 Prozent festschreiben. 

Streit gibt es auch über Hedegaards
Plan, allen EU-Staaten verbindlich vor-
zuschreiben, dass der Anteil des Grün-
stroms bis 2030 bei mindestens 30 Prozent
liegen soll. Länder wie Großbritannien
wollen lieber neue Atomkraftwerke bau-
en und lehnen Ökostrom-Regeln ab.

Weil ein verbindliches Ausbauziel für
die erneuerbaren Energien aber auch
 positive Wirkungen auf den Preis für
Emissionszertifikate hätte, schrieb Gabriel
kurz vor Weihnachten einen Brief an He-
degaard und Oettinger. Ein Ziel für den
Ausbau der Erneuerbaren sei „entschei-
dend“. Man könne es sich „nicht leisten,
diese Möglichkeit verstreichen zu lassen“.

Beide Kommissare sehen das ähnlich
wie Gabriel. Sie wollen ein Konzept für
die Europäisierung der Fördersysteme für
erneuerbare Energien vorlegen. Auch im
Europaparlament sind die Klimapläne äu-
ßerst populär. Die wichtigen Industrie-
und Umweltausschüsse plädierten in der
vergangenen Woche sogar für noch mehr
Ökoziele als die Kommissarin. 

Das letzte Wort werden allerdings die
28 EU-Regierungschefs haben, die sich
auf ihrem Gipfel im März zum ersten Mal
mit dem Thema beschäftigen werden.
Spätestens dann wird sich zeigen, ob auch
Bundeskanzlerin Angela Merkel die neue
Begeisterung ihres Energieministers für
stramme Ökoziele teilt. CHRISTOPH PAULY,

GERALD TRAUFETTER

Wirtschaft
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Windradproduktion in Rostock

L Ö H N E

Erste 
Nagelprobe

Die Bundesdruckerei will bei  einem
öffentlichen Auftrag nicht einmal

den Mindestlohn zahlen. Nun muss
der EuGH entscheiden –

und Berlin ist in Erklärungsnot.

Oft sind es eher kleine Anlässe, die
weitreichende Folgen haben kön-
nen: ein öffentlicher Auftrag von

überschaubaren 354000 Euro, den die
Stadt Dortmund ausschreibt. Ein staats-
eigenes Unternehmen, die Bundesdrucke-
rei, das den Zuschlag erhält. Ein Zwist
über die Vertragsauslegung.

Schon landet der Fall vor dem Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) in Luxem-
burg. Und stellt nicht nur das Tariftreue-
gesetz in Nordrhein-Westfalen in Frage,
sondern auch die Praxis in weiteren elf
Bundesländern, die die Vergabe öffent -
licher Aufträge an die Zahlung eines
 Mindestlohns koppeln.

Und als ob das noch nicht reichen wür-
de, bringt der Fall auch noch die gerade
mühsam geschlossene Große Koalition in
Berlin in Erklärungsnot: Warum schafft
ausgerechnet die staatseigene Bundesdru-
ckerei einen Musterfall, der Vorhaben der
neuen Regierung auf den juristischen
Prüfstand stellt – den Mindestlohn und
die Einführung von Tariftreueregeln bei
Vergaben auf Bundesebene? Es droht
Zoff in den eigenen Reihen und Unmut
bei den Gewerkschaften.

Auslöser der Auseinandersetzung war
eine europaweite Ausschreibung der
Stadt Dortmund vom Mai vergangenen
Jahres. Für das Stadtplanungs- und Bau-
ordnungsamt sollten 37000 Akten digita-
lisiert und etwa 158000 Dateien konver-
tiert werden. 

Den Zuschlag erhielt schließlich die
Bundesdruckerei, ein Unternehmen, das
zu 100 Prozent in Bundesbesitz ist. Sie
musste sich im Gegenzug verpflichten,
 einen Mindestlohn von 8,62 Euro zu
 zahlen.

Die tatsächliche Arbeit sollte die pol-
nische Tochterfirma iNCO übernehmen,
zu deren Kunden auch der Deutsche Bun-
destag und Patent- und Markenämter
 gehören. Weil das Lohnniveau in Polen
allerdings deutlich niedriger ist, will die
Bundesdruckerei nun nicht mehr den
Mindestlohn zahlen. Das niedrigste Ta -
rif gehalt bei der Bundesdruckerei in
Deutschland beträgt 1544 Euro im Monat,
in Polen liegt der gesetzliche Mindestlohn
bei rund 380 Euro. Die deutschen Lohn-

kosten könne man der iNCO nicht zumu-
ten, argumentiert die Druckerei. Das
NRW-Tariftreuegesetz verstoße deshalb
gegen die europarechtlich geschützte
Dienstleistungsfreiheit. 

Die Landesregierung hingegen ist da-
von überzeugt, dass ihr Gesetz dem Eu-
roparecht entspricht. Weil sich die beiden
Parteien nicht einigen konnten, landete
der Fall im August bei der Vergabekam-
mer in Arnsberg. Doch statt selbst zu ent-
scheiden, reichte die Kammer den Streit
wegen seiner grundsätzlichen Bedeutung
an den EuGH weiter – ein einmaliger
 Vorgang.

Nun müssen die Luxemburger Richter
entscheiden, ob öffentliche Auftraggeber
auch von EU-Firmen deutsche Mindest-
löhne verlangen dürfen. Oder ob diese
Praxis gegen das Europarecht verstößt.
Die Konsequenzen des Urteils könnten
weitreichend sein: Denn in den meisten
Bundesländern ist ein Mindestlohn längst
eingeführt – zumindest im öffentlichen
Sektor. Unternehmen, die einen Staats-
auftrag erhalten, müssen einen Mindest-
lohn garantieren, der meist bei rund 8,50
Euro liegt.

Bei der zuständigen Dienstleistungs -
gewerkschaft Ver.di ist man jedenfalls
alarmiert. Bereits Ende vergangenen Jah-
res sprach Gewerkschaftschef Frank Bsirs-
ke mit Finanzminister Wolfgang Schäuble
(CDU), dessen Ministerium für die Betei-
ligung zuständig ist. Doch der weigert
sich, die Bundesdruckerei zum Nachge-
ben zu zwingen. Für das operative Ge-
schäft sei allein das Management zustän-
dig. Mittlerweile hat Bsirske auch mit
Wirtschaftsminister und SPD-Chef Sig-
mar Gabriel gesprochen.

„Die Große Koalition hat sich im Ko-
alitionsvertrag zur Stärkung des Tarifver-
tragssystems, zur Bekämpfung von Nied-
riglöhnen und zu einem Vergabegesetz
für den Bund bekannt“, sagt Ver.di-Vize-
chef Frank Werneke. „Es ist nicht hin-
nehmbar, wenn sie schon bei der ersten
Nagelprobe gegen die selbstgesetzten
Standards verstoßen.“ 

Zusätzlich irritiert die Gewerkschafter,
dass sich die Regierung bislang nicht
 festgelegt hat, ob sie im EuGH-Verfahren
eine Stellungnahme zu dem Fall abgeben
oder mit Rücksicht auf den Koalitions-
frieden schweigen wird. 

Zuständig dafür sind nämlich ausge-
rechnet die SPD-geführten Ressorts Wirt-
schaft und Arbeit. Bis Anfang Februar
läuft für  Gabriel und Arbeitsministerin
Andrea Nahles noch die Frist. Ob man
von der Möglichkeit Gebrauch machen
werde, heißt es im Wirtschafts- und im
Arbeitsministerium wortgleich, „wird der-
zeit  geprüft“.

Das Düsseldorfer Wirtschaftsministe -
rium jedenfalls arbeitet gerade an einer
Stellungnahme, als Vorlage für die Par-
teifreunde in Berlin. MARKUS DETTMER

PA
U

L 
LA

N
G

R
O

C
K

 /
 Z

E
N

IT


